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Rechtliche Herausforderungen der Reform der Bundesfernstraßenverwaltung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen einer Reform der Bundesfernstra-
ßenverwaltung zur Gründung einer bundeseigenen GmbH, der Autobahn 
GmbH, entschieden. Diese soll ab dem 1. Januar 2021 die Verantwortung für 
Planung, Bau, Betrieb, Erhaltung, Finanzierung und vermögensmäßige Ver-
waltung der Autobahnen und Fernstraßen in Deutschland übernehmen. Ab 
diesem Zeitpunkt sollen die Bundesautobahnen nicht mehr in Auftragsverwal-
tung durch die Länder, sondern in Bundesverwaltung geführt werden. Mit tau-
senden Kilometern Autobahn und einer großen Anzahl Mitarbeiter wird die 
Gesellschaft damit voraussichtlich eine der größten Infrastrukturbetreiberin-
nen in Deutschland sein. Hoheitliche Aufgaben, die weder dem Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur obliegen noch der Autobahn 
GmbH durch Beleihung zugewiesen werden, sollen künftig wiederum über-
wiegend durch das Fernstraßen-Bundesamt ausgeübt werden.

Während der Umsetzung der Reform wurden von verschiedenen Seiten recht-
liche Bedenken vorgebracht. So äußerte sich der Bundespräsident Dr. Frank-
Walter Steinmeier vor Unterzeichnung des Gesetzes im Hinblick auf die Fi-
nanzbeziehung und Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern (https://ww
w.handelsblatt.com/politik/deutschland/trotz-verfassungsrechtlicher-zweifel-st
einmeier-unterzeichnet-bund-laender-finanzpaket/20188278.html?ticket=ST-3
559409-LaJM2AF3ZSIJrbGHGv6C-ap5). Auch der Bundesrechnungshof gab 
in seinen Berichten zur Autobahn GmbH mehrfach zu Kenntnis, dass die ge-
schaffenen Rechtsgrundlagen unzureichend bzw. unrechtmäßig sein könnten. 
In seinem jüngsten Bericht äußert sich der Bundesrechnungshof vor allem zu 
Problemen rund um die geplante Übernahme der DEGES GmbH in die Auto-
bahn GmbH zum 1. Januar 2020 (https://www.sueddeutsche.de/politik/scheue
r-verkehrsminister-bundesrechnungshof-autobahn-reform-1.4948848).
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Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



1. Wie viele Projekte an und auf Bundesautobahnen sowie Bundesstraßen hat 
die DEGES nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2020 betreut, und 
wie viele dieser Projekte sind voraussichtlich nicht vor dem 31. Dezember 
2020 beendet?

Voraussichtlich werden über den 31. Dezember 2020 hinaus 136 von 141 Auto-
bahnprojekten und 50 von 52 Bundesstraßenprojekten, die bei der Deutsche 
Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH (DEGES) weiterbearbeitet.

2. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung diesbezüglich im Hinblick auf 
rechtliche Vorgaben bzw. Einschränkungen, insbesondere in Bezug auf 
Verfassungs- und Vergaberecht und die Aufgabenteilung von Bund und 
Ländern?

a) Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung diesbezüglich insbesonde-
re im Hinblick auf das Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetz 
(InfrGG)?

b) Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Anzahl potenzieller Pro-
jekt-Neuvergaben bzw. Projekt-Ausschreibungen sowie die potenziel-
len Schadenersatzforderungen in Bezug auf diese (bitte aufschlüs-
seln)?

3. Hat die Bundesregierung die Absicht, ab dem 1. Januar 2021 in Teilen 
oder vollständig bestehende Projekte der DEGES auf Bundesstraßen durch 
die Autobahn GmbH fortführen bzw. beenden zu lassen?

a) Wenn ja, gab oder gibt es Gespräche mit Bundesländern diesbezüg-
lich, und was sind die bisherigen Ergebnisse (bitte aufschlüsseln)?

b) Wenn nein, wie sollen bestehende Projekte der DEGES auf Bundes-
straßen ab dem 1. Januar 2021 weitergeführt bzw. beendet werden?

4. Gab es zu dieser Thematik (siehe Fragen 2 und 3) eine ressortübergreifen-
de Abstimmung innerhalb der Bundesregierung, und wenn ja, was sind die 
Ergebnisse dieser Abstimmung, und wurden daraus Maßnahmen abgeleitet 
und/oder bereits umgesetzt?

6. Welche Schritte werden diesbezüglich von Seiten der Bundesregierung ge-
prüft bzw. wurden bisher unternommen hinsichtlich

a) der Rechtssicherheit der geplanten Verschmelzung,

b) einer Verschiebung der Verschmelzung, etwa bis zur Fertigstellung al-
ler Bundesstraßen-Projekte der DEGES,

c) anderer möglicher Lösungen

(bitte aufschlüsseln und erläutern)?

7. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus dem Bericht des Bundes-
rechnungshofs zur Verschmelzung der Autobahn GmbH mit der DEGES?

8. Aus welchen Gründen steht die Zustimmung des Bundesministeriums der 
Finanzen zum Anteilserwerb der DEGES aus, und bis wann rechnet die 
Bundesregierung mit der Zustimmung?

Die Fragen 2 bis 4 sowie 6 bis 8 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet.
Die DEGES wird im Auftrag der Länder Dienstleistungsverträge für Planung 
und/oder Bau von Bundesstraßen in Auftragsverwaltung bis auf Weiteres fort-
führen. Dadurch entstehen keine verfassungs- und vergaberechtlichen Auswir-
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kungen, insbesondere keine Notwendigkeiten für die Durchführung neuer Ver-
gabeverfahren.
Im Jahr 2020 wird eine Verschmelzung der DEGES auf die Autobahn GmbH 
des Bundes nicht mehr vollzogen.
Im Übrigen wird auf den Bericht des BMVI an den Ausschuss für Verkehr und 
digitale Infrastruktur auf Ausschussdrucksache 19(15)404 verwiesen.

5. Rechnet die Bundesregierung mit Auswirkungen dieser Thematik (siehe 
Fragen 2 und 3) auf die Einsatzfähigkeit der Autobahn GmbH ab dem 
1. Januar 2021?

Nein.
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